
David Stark 

Nicht nach Design: Rekombiniertes Eigentum im ost­
europäischen Kapitalismus 

1. Eine Wissenschaft von der Transition nach einem Jahrhundert des 
Übergangs 

Wie kann die Mainstream-Ökonomie die bedeutsame Transformation in 
Osteuropa erklären, wenn sie keine Theorie des Wandels besitzt? Die Ant­
wort bestand und besteht darin, daß sie sich die Übergangs-Problematik 
unverhohlen von der Soziologie ausborgt, von jener Disziplin, die um die 
Jahrhundertwende herum durch die Erforschung von Übergängen begrün­
det wurde - des Übergangs von der Tradition zur Modeme, von der Ge­
meinschaft zur Gesellschaft, von der ländlichen zu städtischen Gesell­
schaft, vom Feudalismus zum Kapitalismus, oder von der mechanischen 
zur organischen Solidarität. Die Begründer der Soziologie diagnostizieren 
die Krise der europäischen Gesellschaften in den letzten Jahrzehnten des 
19. Jahrhunderts als normatives und institutionelles Vakuum. Der Zerfall 
der traditionellen Strukturen hatte, wie Durkheim schrieb, »alle älteren Or­
ganisationsformen hinweggefegt. Sie verschwanden eine nach der anderen 
entweder durch langsamen Verschleiß in der Zeit oder durch große Störun­
gen, fanden aber keinen Ersatz.« 1 

An unserem eigenenfin de siecle läßt nicht der Zerfall traditioneller Struk­
turen, sondern der Zusammenbruch des Kommunismus die Übergangs-Pro­
blematik wiederaufleben. Während Durkheim in der Soziologie die Wis­
senschaft von der Moral erblickte, die die Gesellschaft aus dem »Stadium 
der Geistesverwirrung« zu einer stabilen sittlichen Ordnung geleiten kön­
ne, ist sie heute die Wissenschaft der Wahlhandlung, die die Ökonomien 
Osteuropas durch den Übergang vom Sozialismus zum Kapitalismus gelei­
ten wird. Der Unterschied zwischen der Transition, die das Jahrhundert er-

Durkheim 1897: 446. Loic Wacquants (1993, 4) Resumee der Durkheimschen Diagnose 
ist besonders treffend: »Wegen der extremen Geschwindigkeit, mit der sich die zur Her­
aufkunft der modernen Gesellschaft gehörenden Transformationen ereigneten, war eine 
gefährliche 'sittliche Lücke' aufgetaucht: Während das alte Normensystem der Vergan­
genheit hinfällig geworden war, hatte sich dasjenige, das zu der neuen Verfassung des 
kollektiven Lebens paßte, noch nicht ausreichend entwickelt«. 
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öffnete, und der Transition, die es beschließt, besteht natürlich darin, daß 
daß wir diesesmal, nach beinahe einem Jahrhundert an Erfahrung, nicht 
mehr von der Unkenntnis des Ausgangs belastet sind. Gewappnet mit dem 
Wissen um den Bestimmungsort, ermöglicht die Ehe zwischen Ökonomie 
und Übergangs-Problematik eine echte Wissenschaft von der Transition. 
Dieser Aufsatz geht von der Voraussetzung aus, daß das Übergangs-Kon­
zept das größte Hindernis für das Verständnis des Wandels im gegenwär­
tigen Osteuropa ist. Als Wissenschaft vom »Noch nicht« ist die »Transito­
logie« weithin durch ihre technischen Anwendungen bekannt durch Pro­
jekte, Wegskizzen, Rezepte, Therapien, Formeln und Marschbefehle dafür, 
wie man in sechs oder sechzig Schritten vom Sozialismus zum Kapitalis­
mus kommt (Sachs 1989; Peck/Richardson 1992). Aber abseits vom Glanz 
der Publicity sind die Theoretiker dieser Wissenschaft am Werk. Unbesorgt 
um die praktischen Probleme des »Wie von hier nach dort?«, entwickeln 
sie eine Art von sozialer Embryologie für die systematische Analyse des­
sen, was eintreten sollte (Nee 1989, 1993). Die theoretische und die ange­
wandte Seite teilen eine untergründige Teleologie, in der Konzepte ihre 
Schubkraft aus hypothetischen Endstadien beziehen. Wie in allen Versio­
nen der Modernisierungstheorie beginnt die » Transitologie« mit einer Zu­
kunft, die nicht nur erwünscht, sondern auch schon bekannt ist. Das Ziel ist 
bereits ausersehen: Westeuropa und Nordamerika halten das Bild der ost­
europäischen Zukunft in den Händen. 
Auch wenn sie mit der Zukunft beginnt, schweigt die Transitologie nicht 
zur Vergangenheit und Gegenwart, denn diese Wissenschaft verfügt über 
eine eigene Geschichtsphilosophie: Der Übergang einer Gesellschaft voll­
zieht sich als Durchschreiten des Grenzstadiums zwischen einer Sozialord­
nung zu einer anderen, wobei beide als je stabiles, nach einer kohärenten 
und mehr oder minder einheitlichen Logik organisiertes Gleichgewicht auf­
gefasst werden. Eine solche Sicht überzeichnet die Kohärenz der sozialen 
Formen sowohl vor als auch nach dem hypothetischen Übergang; und um­
gekehrt übertreibt sie den Grad der sozialen Desorganisation in der ange­
nommenen Grenzperiode eines »institutionellen Vakuums«. 
Mit einer solchen Sicht auf die Übergangs-Problematik stimmen zahlreiche 
osteuropäische Forschungen nicht überein. Sie dokumentieren vielmehr 
parallele und einander widersprechende Logiken, mit denen gewöhnliche 
Bürger schon in dem Jahrzehnt vor 1989 ihre Erfahrungen sammelten, in 
einer sozialen Welt, deren verschiedene Bereiche durchaus nicht kohärent 
integriert waren (Gabor 1979, 1986; Stark 1989; Mirody 1992). Mithilfe 
statistischer Erhebungen und ethnographischer Studien haben Forscher 
eine Vielzahl von sozialen Beziehungen identifiziert, die nicht den offiziell 
vorgeschriebenen hierarchischen Mustern entsprachen. Diese auf Gegen-
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seitigkeit und marktähnlichen Transaktionen beruhenden Beziehungen wa­
ren sowohl im sozialistischen Sektor als auch in der »zweiten Wirtschaft« 
verbreitet; sie ergaben sich aus den Widersprüchen des Versuchs, eine ge­
samte Volkswirtschaft »wissenschaftlich zu leiten«. Auf der untersten Be­
triebsebene führten Knappheiten und Material-Engpässe zum Feilschen 
zwischen Vorgesetzten und informellen Gruppen. Auf Direktionsebene 
verlangte die Planerfüllung ein dichtes Netz informeller Querverbindungen 
zu Betrieben und lokalen Organisationen. Die allokativen Verzerrungen 
der zentralen Planung schufen stets erneut die Bedingungen für eine vor­
wiegend nebenberufliche Unternehmertätigkeit in der »zweiten Wirt­
schaft«, die es überall in der Region in unterschiedlichem Ausmaß, Ver­
bindungsgrad und Legalitätsstatus gab. 
Die Existenz von - wie immer widerspruchsvollen und fragmentarischen -
Parallelstrukturen in den informellen und zwischenbetrieblichen Netzen 
bedeutet, daß wir statt eines institutionellen Vakuums Routinen und Prakti­
ken, Organisationsformen und soziale Bindungen vorfinden, die zu Aktiv­
posten, zu Ressourcen und zur Basis glaubwürdiger Verpflichtungen und 
koordinierter Handlungsweisen werden können.2 Kurz gesagt stoßen wir 
anstelle der in der Übergangs-Problematik erwarteten Desorientierung auf 
eine Metamorphose halblegaler Organisationsformen und auf die Aktivie­
rung bereits bestehender Netzwerke. 
Während der 80er Jahre waren die Gesellschaften Osteuropas sicherlich 
keine nach einer einzigen Logik organisierten Systeme; ebensowenig ist zu 
erwarten, daß sie, mehr oder weniger wie unsere, zu Gesellschaften mit ei­
ner einzigen Systemidentität werden. Eine moderne Gesellschaft ist keine 
einheitliche Sozialordnung, sondern besteht aus einer Vielzahl von Ord­
nungen, einer Pluralität von Ordnungsprinzipien, nach denen Übereinstim­
mung erreicht wird, einer Polyphonie von Arbeits-, Wert- und Gerech­
tigkeitsauffassungen. Wandel, selbst ein fundamentaler Wandel der sozia­
len Welt, bedeutet nicht den Übergang von einer Ordnung zu einer ande­
ren, sondern läuft auf Umstellungen in den Mustern hinaus, nach denen 
diese Ordnungen verwoben sind. 3 

2 Zur Bedeutung von Routine und Habitus s. Bourdieu (1990) und Nelson/Winter (1982). 
3 Während die Mainstream-Ökonomen den Zusammenbruch als Anordnung für die kühnen 

Initiativen eines Designer-Kapitalismus sehen, führt das institutionelle Vakuum nach An­
sicht vieler Politologen zur Lähmung oder gar zum Chaos. Für letztere läßt der Zusam­
menbruch des Parteistaates diese Gesellschaften »ohne Institutionen und ohne ein System 
(zurück) ... Was wir heute in Osteuropa finden, ist ein institutionelles Vakuum. Die Logik 
des Staatssozialismus bestand darin, der Partei das Zentralnervensystem zu überlassen. 
Sie war die Institution und gab allen anderen Nebeninstitutionen Leben, Logik und Funk­
tionen. Als die Hegemonie der Kommunistischen Partei starb, starben auch die Institutio­
nen und damit Rollen und Regeln« (Bunce und Csanadi 1992: 14). Zwar überleben Frag­
mente der alten sozialistischen Ordnung - neb~n neuen Elementen, die einer anderen Lo-
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Daher untersuchen wir nicht eine Transition, sondern eine Transformation, 
in der die Einführung neuer Elemente in aller Regel mit Adaptionen, Um­
stellungen, Permutationen und Rekonfigurationen von bestehenden Organi­
sationsformen einhergeht. Statt eines institutionellen Vakuums untersuchen 
wir institutionelle Hinterlassenschaften und hinterfragen dabei die Meta­
pher des Zusammenbruchs danach, ob Unterschiede des Auseinanderfäl­
lens nicht auch Folgen für den Wiederaufbau neuer Institutionen haben. 
Anstatt Länder fallweise daraufhin zu untersuchen, wie weit sie einem vor­
gegebenen Modell entsprechen oder von ihm abweichen, sehen wir qua­
litative Unterschiede und fragen danach, wie unterschiedliche Wege der 
Befreiung vom Staatssozialismus unterschiedliche Möglichkeiten der 
Transformation eröffnen. Statt auf den Trümmern des Kommunismus ta­
bula rasa zu machen, untersuchen wir, wie Akteure an bestimmten Orten 
und in bestimmten Umgebungen mit den Trümmern des Kommunismus 
Organisationen und Institutionen neuaufbauen. Statt Lähmung und Des­
orientierung sollten wir uns auf Akteure einstellen, die schon gewohnt sind, 
die Zweideutigkeit widerspruchsvoller sozialer Formen auszutarieren, sich 
mit neuen Ungewißheiten auseinandersetzen und vor dem Hintergrund ein­
gelebter Routinen zu improvisieren. Statt großartiger architektonischer und 
sozialtechnologischer Entwürfe für einen Designer-Kapitalismus untersu­
chen wir ein transformierendes Basteln. Vor allem aber begreifen wir die 
institutionelle oder organisatorische Innovation nicht als Ersatz, sondern 
als Rekonfigurationen und Rearrangements von bestehenden institutionel­
len Elementen. Kurz, wir fassen die organisatorische Innovation als Re­
kombination. 
Um in einer sich rasch wandelnden Umwelt zu überleben, definieren die 
Akteure die Ressourcen neu, um sie dann zu rekombinieren. Zu diesen 
Ressourcen gehören Organisationsformen ( die in andere Bereiche hin­
überwandern können), habitualisierte Praktiken und offizielle oder infor­
melle soziale Bindungen. So wird die Transformation eher nach innovati­
ven Anpassungen, die anscheinend unstimmige Elemente kombinieren -
nach Bastelei -, als nach architektonischem Design aussehen. In dieser Per­
spektive sind die Akteure weniger durch den Standpunkt »des Systems«, 
als durch die Not ihrer praktischen Lage motiviert. Statt eine Zukunft aus­
zuersehen, die die Gegenwart prägt, sollten wir untersuchen, wie die Zu­
kunft vom nüchternen Sinn für die Gegenwart geprägt wird. Dieser nüch-

gik folgen. Aber weil die aus zwei stabilen Systeme entnommenen Elemente einander wi­
dersprechen, ist der Postkommunismus ein »Nicht-System«. In einer irrationalen Umge­
bung »ohne Muster« wird die Kategorie Interessen bedeutungslos. »[D]ie Unmöglichkeit, 
irgendwelche rationalen Voraussagen über die Folgen von Verhalten und Entscheidungen 
zu machen, bedeutet, daß echt strategisches Verhalten unmöglich ist« ( ebd., 16). 
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terne Sinn für überlebenswichtige Ressourcen mag zu Privateigentum und 
Wettbewerbsmärkten führen. Wahrscheinlicher aber wird er die Eigen­
tumsgrenzen zweideutiger machen und neue, weder marktartige noch hie­
rarchische Formen der Koordination erzeugen. 

2. Die Transformation des Eigentums in Ungarn: der politische Streit 

Aus dieser Perspektive der Transformation als einer Rekombination läßt 
sich nun die Frage angehen, die im Mittelpunkt der gegenwärtig in den ost­
europäischen Gesellschaften und in der früheren Sowjetunion geführten 
Debatten steht: Mit welchen Mitteln kann das Privateigentum zur typischen 
Eigentumsform in Ökonomien werden, in denen ein staatliches Eigentum 
an produktiven Vermögenswerten vorherrscht? 
Die Debatte darum läßt sich im Großen und Ganzen zwei fundamentalen 
politischen Strategien zuordnen. Der ersten Strategie zufolge läßt sich die 
Institutionalisierung des Privateigentums am besten erreichen, indem die 
Aktiva aus öffentlichem in privaten Besitz überführt werden. Trotz Unter­
schieden in den spezifischen Methoden solcher Privatisierungen (z.B. Ver­
kauf vs. freie Verteilung usw.) teilen die verschiedenen Vorschläge zu die­
ser radikalen oder konstruktivistischen Perspektive die Annahme, daß die 
Schaffung eines privaten Sektors mit den bestehenden staatseigenen Unter­
nehmen beginnt. Das heißt, daß die organisatorischen Grundeinheiten der 
entstehenden Marktwirtschaft die bereits bestehenden, aber neuerdings pri­
vatisierten Unternehmen sein werden. 
Die andere politische Strategie argumentiert aus der Sicht der institutionel­
len (insbesondere der evolutionären) Ökonomie dahingehend, daß der zwar 
langsamere aber verläßlichere Weg, Privateigentum zu institutionalisieren, 
in der Entwicklung einer Klasse von Privateigentümern besteht. Statt die 
Aktiva einer gegebenen Organisationseinheit aus einer Eigentumsform in 
eine andere überzuführen, sollte die Politik die Hürden für die Eröffnung 
genuin privater Klein- und Mittelbetriebe abbauen. Statt sich auf die beste­
henden staatseigenen Unternehmen zu konzentrieren, erblickt diese Per­
spektive in der Regel in den bereits vorhandenen Unternehmern der zwei­
ten Wirtschaft den organisatorischen Grundbaustein einer entstehenden 
Marktwirtschaft. 
Jüngeren Hinweisen zufolge übernimmt Ungarn weder den big-bang-An­
satz noch die politischen Empfehlungen der evolutionären Ökonomie. 4 

Entgegen den optimistischen Szenarien einheimischer Politiker und westli­
cher Ökonomen, die eine rasche Überführung staatseigener Unter-

4 Diese Terminologie ist von Murrell 1990 übernommen. 
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nehmsanteile in Privatbesitz vorsahen, ist der bei weitem überwiegende 
Teil der ungarischen Wirtschaft noch in staatlicher Hand. Zwei Jahre, 
nachdem Ministerpräsident Jozsef Antall zuversichtlich angekündigt hatte, 
seine neue Regierung werde mehr als 50% des Staatseigentums bis 1995 
privatisieren, schätzt der Direktor des Forschungsinstituts für Privati­
sierung beim Amt für Staatseigentum, daß dies nur mit etwa 3% des staats­
eigenen produktiven Kapitals geschehen ist (Mellar 1992). 
Entgegen den Erwartungen vieler Beobachter, die neue Regierung werde 
Neugründungen in einem dynamischen, auf den quasi-unternehmerischen 
Erfahrungen von Produzenten der »zweiten Wirtschaft« fußenden Privat­
sektor fördern, sind die Daten über Ungarns Privatwirtschaft ähnlich ent­
mutigend. Obwohl die Anzahl eingetragener Privatbetriebe steil angestie­
gen ist, mahnen ungarische Forscher zu Vorsicht bei der Interpretation der 
Zahlen. Manche Firmen existieren nur in den gerichtlichen Registern und 
haben nie ein Einkommen produziert, und eine signifikante Anzahl besteht 
aus Schein-Firmen, die von Intellektuellen und Fachleuten gegründet wur­
den, damit sie Ausgaben wie Wohnungsmiete, Telefon- und Heizungsko­
sten abschreiben konnten (Laky 1992). Zahlreiche Belege sprechen dafür, 
daß die zweite Wirtschaft nicht zu einem dynamischen, legitimen Privat­
sektor geworden ist: Viele Unternehmer (in manchen Gruppen die Mehr­
zahl) betreiben Privatgeschäfte weiterhin nur als Zweitjob (Laky 1992; 
Gabor 1992); Steuerhinterziehung ist sehr weit verbreitet; und obwohl die 
Beschäftigung in diesem Sektor langsam wächst, stimmen die meisten For­
scher darin überein, daß der Anteil der Schwarzarbeit (für die der Staat 
keine Sozialversicherungsbeiträge und der Angestellte keine Leistungen er­
hält) schneller ansteigt (siehe Kornai 1992: 13). 5 

5 Diese Beobachtungen ungarischer Forscher mahnen zur Skepsis gegenüber den (zuneh­
mend aufgeregt und kurzatmig vorgetragenen) selbstgewissen Behauptungen vom Typ: 
»x Prozent des BIP Polens (oder Ungarns, Rußlands oder der Tschechischen Republik) 
werden jetzt im Privatsektor erzeugt.« Siehe z.B. den Sonderteil in The Economist, March 
13, 1993. Solche Statements wirken kühn, wenn man die dürftige Aussagekraft derartiger 
Statistiken im gegenwärtigen Osteuropa bedenkt, wo die Ämter für Statistik vor enormen 
technischen Problemen stehen. Zum Beispiel ist selbst die Konstruktion eines so elemen­
taren Instruments wie einer repräsentativen Stichprobe (den Teil zu finden, der für das 
Ganze steht) dort erschwert, wo die Umrisse der Wirtschaft noch unbekannt sind. Zu den 
Meßproblemen kommen noch politische Pressionen hinzu, die darauf drängen, eine mehr 
und mehr zunehmende Aktivität des »Privatsektors« zu dokumentieren, damit die Regie­
rung vor internationalen Kreditinstitutionen, potentiellen ausländischen Investoren und 
den Wählern im Inland besser dasteht. Der Wettlauf zwischen Ungarn, Polen und der 
Tschechischen Republik darum, dem IWF die erfolgreichste Statistik zum Privatsektor zu 
präsentieren, erinnert natürlich an ein früheres Rennen in der Periode des »Aufbaus des 
Sozialismus« (speziell unmittelbar nach dem Ausschluß von Titos Jugoslawien aus dem 
Kominform), bei dem die Parteien und Regierungen dieser Länder darum wetteiferten, 
den höchsten Anteil an kollektiviertem oder staatlichem Eigentum in ihren nationalen Sta­
tistiken auszuweisen. Tatsächlich ist es in Budapest ein offenes Geheimnis, daß hohe Re-
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Angesichts dieser Tendenzen und angesichts neuer Formen von Korrup­
tion, Erpressung und Ausbeutung sah sich ein Forscher veranlaßt, vom 
Übergang »von der zweiten Wirtschaft zur informellen Wirtschaft« zu 
sprechen, und argumentierte dahingehend, daß die ungarische Situation 
unter diesen Bedingungen eher mit lateinamerikanischen Verhältnissen zu 
vergleichen sei (Sik 1992).6 Wenn Privatunternehmer die Regierungspoli­
tik betrachten, sehen sie nur drückende Steuern, Geldmangel, faktisch 
keine Förderungsprogramme für die regionale oder lokale Entwicklung und 
hemmungslos verschleppte Zahlungen für die Lieferungen an Firmen des 
öffentlichen Sektors (s. Webster 1992; Kornai 1992). Durch Verstöße ge­
gen Steuervorschriften, Lohnzahlungen ohne Buchführung und die Unfä­
higkeit oder Unwilligkeit zu Kapitalinvestitionen (Gabor 1992) erwidern 
weite Bereiche des Privatsektor Gleiches mit Gleichem. Sowohl die Regie­
rungspolitik als auch die Reaktion des Privatsektors sind sicherlich kein 
Rezept zur Entwicklung eines legitimen Privatsektors, der als Wachs­
tumsmotor fungieren könnte. 

3. Rekombiniertes Eigentum 

Zweifellos aber vollziehen sich in Ungarn signifikante Transformationen 
des Eigentums - wenn auch nicht gemäß den politischen Empfehlungen der 
big-bang oder der evolutionären Ökonomie. Die Akteure im ehemals for­
mell staatlichen Sektor - d.h. im Bereich der großen öffentlichen Unterneh­
men - warten nicht ab, bis die Ökonomen oder die Politiker den Streit dar­
über entschieden haben, ob das Anlagevermögen zu transferieren oder aber 
ob Privateigentümer zu fördern seien. Statt abzuwarten, modifizieren und 
transformieren sie die Eigentumsbeziehungen auf der Unternehmensebene. 
Im Resultat entstehen allerdings weder wohldefinierte Privateigentumstitel, 
noch werden alte Formen des Staatseigentums einfach kontinuiert oder re­
produziert. Die Eigentumsformen, die sich daraus ergeben, sind nicht bloße 
Mischungen von »öffentlichem« und »privatem«, sondern Formen, in de­
nen diese Kategorien aufgelöst und miteinander verwoben sind. Aus diesen 

gierungsbeamte auf diverse statistische Bereinigungen gedrängt haben, nachdem sie von 
internationalen Konferenzen zurückgekehrt waren, auf denen polnische Amtsträger voller 
Stolz Ziffern vorgelegt hatten, denen zufolge die Ungarn nicht mehr das Gelbe Trikot für 
den Spitzenplatz im statistischen Rennen zum Kapitalismus verdienten. 

6 Ein Großteil der gängigen Literatur zum »Privatsektor« in Ostmitteleuropa geht davon 
aus, daß alle Formen von Wirtschaftstätigkeit außerhalb »des öffentlichen Sektors« zum 
Privatsektor gerechnet werden sollten" Sollten jedoch unsere Kriterien für den privaten 
Sektor wirklich so weitgefaßt sein, daß sie den primitiven Handel mit Haushaltsartikeln 
auf den »Polenmärkten« einschließen, die man in der gesamten Region an Straßenecken, 
in Baulücken und unter Brücken antreffen kann? 
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Gründen rede ich nicht von einem gemischten, hybriden oder Zwischen­
Eigentum, sondern von einem rekombinierten Eigentum. 

1. Satellitengesellschaften. 

Seit 1989 gab es eine Explosion neuer ökonomischer Einheiten in Ungarn. 
In Tabelle l sehen wir, daß: 
- die Anzahl der Staatsunternehmen von 1988 bis Mitte 1993 um etwa 40% 
gesunken ist; 
- die Anzahl der Holding-Gesellschaften (RT) dramatisch auf das Zwanzig­
fache (von 116 auf mehr als 2.021) gestiegen ist; 
- die Anzahl der Gesellschaften mit beschränkter Haftung (KFT) um mehr 
als das Hundertfache von nur 450 Einheiten 1988 auf mehr als 67.000 
Mitte 1993 zugenommen hat.7 

Tabelle 1: Hauptsächliche Unternehmensformen in Ungarn 1988-1992 

1988 1989 1990 1991 1992 1993 
Organisationsform (Juni) 

Staatsunternehmen 2.378 2.400 2.363 2.233 1.733 1.439 

Aktiengesellschaften (RT) 116 307 646 1.072 1.712 2.021 

GmbHs (KFT) 450 4.484 18.317 41.206 57.262 65.001 

Quelle: Hungarian Central Statistical Office, Statistical Yearbook and Monthly Bulletin at 
Statistics, 1993/7. 

Tabelle l zeigt deutlich, wie plötzlich neue Einheiten in der ungarischen 
Wirtschaft hervorsprießen. Bietet die Tabelle nun aber ein verläßliches Ab­
bild der Eigentumsbeziehungen im gegenwärtigen Ungarn? Nein, zumin­
dest solange nicht, wie die Daten in das dichotome Schema von öffentlich/ 
privat gezwängt werden, das die Diskussion über die Transformation des 
Eigentums in den postsozialistischen Ländern strukturiert. 
Nehmen wir zunächst die Form mit dem dramatischsten Wachstum, die 
neugegründeten Gesellschaften mit beschränkter Haftung (KFT). Einige 
dieser KFT sind genuin private Unternehmerbetriebe. Aber viele dieser 

7 Tabelle l enthält nur geschäftliche Organisationen mit dem Status juristischer Personen. 
Nicht einbezogen sind Einheiten, die keine Körperschaften sind, gleich ob bei den Behör­
den eingetragen oder nicht. 
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Einheiten unterscheiden sich nicht vollständig von den öffentlichen Unter­
nehmen auf Zeile 1 der Tabelle. Tatsächlich waren die vormals sozialisti­
schen Betriebe aktive Gründer und fungieren auch weiterhin als Eigner der 
neu eingetragenen Einheiten. 
Grundlegend für diese Transformation des Eigentums ist eine dezentrali­
sierte Reorganisation: Unter dem Druck enormer Schulden, schwindender 
Absätze, am Rande des Bankrotts oder (bei besser gestellten Unternehmen) 
um Übernahmen zu vermeiden und mehr Unabhängigkeit von den Ministe­
rien zu erreichen, nutzen die Direktoren vieler großer öffentlicher Unter­
nehmen einige wichtige Rechtsbestimmungen, die den Staatsunternehmen 
erlauben, Aktiengesellschaften (RTs) und Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung (KFTs) zu gründen. In den typischen Fällen zerlegen die Manager 
dieser Unternehmen die Organisation (entlang von Teilunternehmen, Fabri­
ken, Werksabteilungen oder gar Werkstätten) in zahlreiche Gesellschaften. 
Es ist nicht ungewöhnlich, so gut wie alle Aktiva eines öffentlichen Groß­
unternehmens auf 15-20 derartige Satelliten verteilt zu finden, die um die 
Konzernzentrale kreisen. 8 

Als neue Körperschaften mit juristischer Identität sind diese neuen Einhei­
ten nominell unabhängig - separat eingetragen, mit eigenem Verwaltungs­
rat und separater Bilanz. Aber bei näherer Prüfung erweist sich ihr tatsäch­
licher Status als halbautonom. Eine Untersuchung der rechnergestützten 
Datei des Budapester Handelsgerichts zeigt z.B., daß die mit Stimmrecht 
ausgestatteten Aktien dieser Satellitengesellschaften gewöhnlich bei den 
öffentlichen Unternehmen selbst liegen (Stark 1992a). 
Eigentumsanteile an diesen Satellitenorganisationen hält jedoch nicht nur 
das Gründerunternehmen. In den Teilhaberverzeichnissen sind Spitzenma­
nager und Leitungskräfte, Fachleute und anderes Personal zu finden. Beim 
typischen Muster des gemischten Eigentums entfällt der Aktienbesitz ne­
ben diesen Privatpersonen auf andere Aktiengesellschaften und Gesell­
schaften mit beschränkter Haftung - manchmal auf andere KFTs, die auf 

8 In der hier skizzierten laufenden Untersuchung analysiere ich diese neue Organisations­
form durch Feldforschungen in fünf ungarischen Unternehmen, in denen die Form des re­
kombinierten Eigentums vorherrscht. Diese Firmen - zwei davon fielen zu Beginn der 
Transformation unter die zehn größten Unternehmen in Ungarn - gehören zum Kern der 
ungarischen Wirtschaft (Metallurgie, Gummi, Kunststoff, verarbeitende Industrie, Ma­
schinenbau und Projektierung). Meine Bekanntschaft mit diesen Firmen ist älteren Da­
tums als die laufende Studie, da ich breits früher Feldforschungen zur organisatorischen 
Innovationen in diesen Betrieben (in vier von den fünf ab 1984) durchgeführt habe (Stark 
1986, 1989, 1990). Das Projekt hat somit eine charakteristische Längsschnitt-Komponen­
te, so daß die jeweilige Organisationsgeschichte nicht post factum rekonstruiert zu werden 
braucht. Drei der fünf Firmen wurden im Juni 1992 in Zusammenarbeit mit Uiszl6 Neu­
mann vom Institut zum Studium der Arbeit, Budapest, untersucht. Weitere Forschungen 
werden 1993/94 folgen. 
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ähnlicher Bahn um dasselbe Unternehmen kreisen, öfter jedoch auf Aktien­
gesellschaften oder KFTs, die sich um ein anderes Unternehmen drehen, 
aber als Lieferanten oder Abnehmer in Beziehung zu der Gesellschaftsein­
heit stehen (Voszka 1990, 1991a; Stark 1992). Die wichtigsten auswärtigen 
Eigner sind Banken. Oft wird die Gründung von KFTs und anderen Kör­
perschaftsformen durch Verschuldung des Unternehmens ausgelöst, und 
bei der Reorganisation tauschen die Gläubiger - Kommerzbanken (die als 
Aktiengesellschaften noch überwiegend dem Hauptaktionär Staat gehören) 
oder andere (auch staatseigen) Kreditanstalten - die Schulden gegen Besitz­
anteile. In den neuen Eigentumsformen sind somit horizontal verschränkte 
Besitzverhältnisse mit vertikal verschachtelten Besitzverhältnissen ver­
flochten. 
Welche neue Eigentumsform wächst nun in Ungarn am schnellsten? Die 
im institutionellen Kreuzeigentum befindliche Satellitengesellschaft, mit 
gemischter Partnerschaft von öffentlichem und privatem Eigentum, ist ge­
wiß ein aussichtsreicher Kandidat. Eine genaue Terminologie wird schwer­
fällig, aber sie reflektiert den komplexen, verflochtenen Charakter der Ei­
gentumsbeziehungen in Ungarn: Die am schnellsten wachsende neue Ei­
gentumsform ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung im Besitz an­
derer Gesellschaften mit beschränkter Haftung, die sich im Besitz von Ak­
tiengesellschaften, Banken und öffentlichen Großunternehmen befinden, 
welche der Staat besitzt (Voszka 1991b; Stark 1992). 

Privatisierung als Etatisierung 

Eigentumselemente werden nicht nur von Akteuren auf der Unternehmens­
ebene rekombiniert, sondern auch von den zentralen Behörden, die nomi­
nell für die Privatisierung verantwortlich sind. Das heißt, daß parallel zum 
Prozeß der Fragmentierung der per Mandat betriebene Prozeß der Bildung 
von Gesellschaften verläuft, durch den das ehemals staatseigene Unter­
nehmen in eine Aktiengesellschaft oder eine andere Gesellschaftsform 
transformiert wird. Das sind die Holdings (RT), die auf der zweiten Zeile 
von Tabelle l erscheinen. Die Frage ist natürlich: Wer hält die Aktien? In 
fast allen Fällen liegt die weit überwiegende Mehrheit der Aktien dieser zu 
Körperschaften umgebildeten Firmen beim Amt für Staatseigentum (AfSE) 
oder der neugebildeten Treuhandanstalt für Staatsvermögen (THA). Wäh­
rend »staatseigenes Unternehmen« im Sozialismus den juristischen Besitz 
durch ein Staatsministerium (z.B. das Ministerium für Industrie) bedeutete, 
bringt die Gesellschaftsbildung im Postkommunismus den Aktienbesitz 
durch die eine oder die andere Behörde für staatliches Eigentum mit sich. 
In der ungarischen Transformation ist das rekombinierte Eigentum daher 
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nicht bloß eine Mischform, bei der (institutionelle oder individuelle) Pri­
vatbesitzer Mitgesellschafter neben dem Staat sind, sondern eine Form, in 
der auch die Natur und die Instrumente des staatlichen Besitzes einen Wan­
del durchlaufen. 
Diese Körperschaftsbildung im Auftrag einer Privatisierungsbehörde hat 
im gegenwärtigen Kontext etliche Züge einer Re-Nationalisierung. Na­
mentlich in Ungarn, wo die Manager in den 80er Jahren de facto Eigentü­
merrechte ausübten (in erster Linie residuale Kontrollrechte, in zweiter Li­
nie Rechte über residuale Einkommensströme, aber im wesentlichen keine 
Verfügungsrechte), und in Polen, wo die Arbeiter in derselben Periode ähn­
liche Rechte genossen, enthält die Körperschaftsbildung Bestrebungen zur 
Rezentralisierung. Das heißt, daß das Eigentum zum Teil deswegen quasi­
privat ist, weil sich die Staats-Eliten nicht die Wirtschaft entgleiten lassen 
wollen. Die Ironie dabei ist natürlich, daß gerade die für die Privatisierung 
zuständigen Behörden als Agenten der Etatisierung fungieren, indem sie 
die Instrumente zur Ausübung der Kontrolle durch Aktienanteile bereit­
stellen (Voszka 1992). Die Effizienz einer solchen zentralisierten Kontrolle 
variiert jedoch umgekehrt proportional zum Ausmaß und Grad der Direkt­
intervention (die Zentralisierungsfalle ist in der Region bereits wohl­
bekannt). Neben dieser Zentralisierungtendenz stößt man daher zugleich 
auf Vorschläge zur Privatisierung der Funktion der Vermögensverwaltung. 
Solchen Programmen zufolge behielte der Staat (durch seine Eigentums­
behörden, das AfSE und die THA) das Recht, über das Eigentum zu verfü­
gen, würde aber private Akteure (durch Auftragnehmer/Kommissionärs­
Schemata verschiedener Art) dazu heranziehen, die Rechte der Behörde als 
Aktienbesitzer auszuüben. 
Einige dieser Holdings sind also unzweideutig »öffentlich«, besonders 
wenn vorgesehen ist, daß sie als Unternehmen auf lange Sicht Staatseigen­
tum bleiben sollen. Andere aber haben eine weit heterogenere Eigentums­
struktur, die sich in der stärker diversifizierten Zusammensetzung ihrer 
Verwaltungsräte spiegelt - mit Vertretern des AfSE, der THA, der staatsei­
genen Banken, der partiell staatseigenen Banken, der ausländischen Part­
ner, der einheimischen Investoren, der Aktienbesitzer aus den Chefetagen 
und so weiter. 

Zur tschechischen Variante des rekombinierten Eigentums 

Das vielgepriesene Voucher-Schema der Tschechischen Republik paßt 
scheinbar eher zu dem dualen Sektoren-Modell, das ich kritisiert habe. 
Durch den Transfer der staatlichen Unternehmensanteile mittels einer Vou­
cher-Auktion förderten die tschechischen Politiker anscheinend eine Art 



138 David Stark 

Volkskapitalismus mit Millionen von Bürgern als Investoren und einer kla­
ren Scheidung von öffentlichem und privatem Eigentum. Einige Monate 
vor der ersten Welle rechnergestützter Auktionen waren jedoch erst einige 
hunderttausend Bürger in die Privatisierungs-Lotterie eingestiegen, indem 
sie 1.000 Kronen einzahlten, um die Investment-Punkte ihrer Voucherhefte 
registrieren zu lassen.9 Das Problem der geringen Beteiligung wurde ge­
löst, als »Investmentfonds« (ein Hintergedanke im ursprünglichen Pro­
gramm) anfingen, den Bürgern, die ihre Investment-Punkte überzeichneten, 
einen l.000%igen Rückfluß zu versprechen, der ein Jahr und einen Tag 
nach der Überführung ihrer Punkte in Aktien zahlbar sein sollte. Die 
Tschechen und Slowaken reagierten gemäß den Jahren sozialistischer Be­
dingungen: Risiken scheuend, waren sie nicht darauf erpicht, am Investo­
ren-Spiel teilzunehmen, aber sie konnten ein garantiertes Einkommen er­
kennen, wenn sie die Gelegenheit sahen: Millionen zeichneten. 
Als Folge der Voucher-Privatisierung wurde zwar nicht der Kapitalismus, 
wohl aber Vaclav Klaus populär. Nur wenige Wochen, nachdem Millionen 
ihre Investment-Punkte validiert hatten, indem sie ihre Namen neben sei­
nen Schriftzug (als Finanzminister) in ihren Voucher-Heften setzten, wurde 
Klaus zum Premierminister gewählt. 10 Das Ergebnis war allerdings kein 
Volkskapitalismus, sondern ein Finanzkapitalismus seltsamer Art. Nach 
der ersten Welle der Voucher-Privatisierung prunkten die neun größten In­
vestmentfonds mit 48,5% aller investitionsfähigen Punkte, etwa 400 klei­
nere Investmentfonds kontrollierten etwa 23,4% der Punkte, die übrigen 
28, 1 % wurden von individuellen Investoren gehalten. 11 Diese Investment­
fonds sind obendrein nicht unzweideutig privat: Die Gründer von sieben 
der neun größten Fonds sind staatseigene Banken. 

Implikationen des rekombinierten Eigentums 

Somit fand in der Tschechischen Republik wie auch in Ungarn (und in der 
gesamten Region) eine erhebliche Transformation des Eigentums statt -
aber nur wenig davon brachte klare Abgrenzungen zwischen einem öffent­
lichen und einem privaten Bereich mit sich. 12 Die fundamentale analyti­
sche Frage, ist dabei nicht, wo die Grenzen des Privatsektors zu ziehen wä­
ren, sondern ob die postsozialistischen Gesellschaften in einem Zwei-Sek­
toren-Modell angemessen dargestellt werden können. Fast jeder analy-

9 Zu den Hauptzügen des Voucher-Auktionsprogramms s. Stark 1992a. 
10 Zur Analyse der politischen Gewandtheit des Premierministers s. Rutland 1992. 
11 Siehe PlanEcon Report, Vol. VIII, 31 December 1992, 8-9. 
12 Zu eiuer vergleichbareu Sicht auf verwischte Abgrenzuugeu uud verwobeue Eigentums­

beziehungen in Chinas. Walder 1992. 
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tische Standpunkt und jede politische Position im Privatisierungsstreit teilt 
eine dualistische Darstellung von öffentlichem Sektor und Privatsektor. Ein 
solches Schema ist jedoch nicht nur unangemessen, sondern auch irrefüh­
rend, und eine Politik, die sich darauf verläßt, wird zu verzerrten Ergebnis­
sen führen. Dieser analytische Mangel kann nicht durch eine präzisere Ab­
grenzung zwischen Öffentlich und Privat behoben werden: Die alte Trenn­
linie zwischen den Eigentumsformen ist soweit erodiert, daß das, was viel­
leicht einmal eine Grenze war, zu einer Zone geworden ist. Wir brauchen 
neue Kategorien, um Wirtschaften zu verstehen, in denen der öffentliche 
und der private Sektor nicht klar getrennt, sondern verwoben sind. 
Das schwerwiegendste Erbe des Staatssozialismus besteht vielleicht darin, 
daß unsere Vorstellungen von Eigentum just zu der Zeit, da politische und 
ökonomische Akteure versuchen, die Wirtschaft aus dem Griff des staatli­
chen Besitzes zu befreien, im wesentlichen marxistisch geblieben sind: wir 
suchen überall nach dem Eigentümer. Aber das Eigentum betrifft nicht nur 
Dinge, sondern auch die Rechte, Dinge zu tun. Darüber hinaus zeigen Ent­
wicklungen in allen Industrieländern, wie Eigentum auf produktive Weise 
entflochten werden kann, so daß verschiedene Akteure legitime Rechte auf 
verschiedene Eigenschaften ein und desselben Dings beanspruchen kön­
nen. So gesehen läuft die Transformation von Eigentumsrechten darauf 
hinaus, die Beziehungen in einem breiten Spektrum von Akteuren neu aus­
zuhandeln, um so um ihre Ansprüche auf verschiedenartige Eigentums­
rechte zu regeln. 
Wie schätzen wir diese Formen ein - werden sie zur Entwicklung beitragen 
oder werden sie sie blockieren? Nach der Standardliteratur zum Eigen­
tumsrecht wären diese verschwommenen und schlecht definierten Eigen­
tumsverhältnisse in ökonomischer Hinsicht eine offenkundige Belastung. 
Für die neue Schule der flexiblen Spezialisierung und der Beziehungsnetze 
(s. insbes. Sabel 1993) sind dagegen diese diffusen Abgrenzungen zumin­
dest potentiell von Vorteil. Antworten wären jetzt verfrüht, aber die an die 
Forschung zu stellenden Fragen sind klar. Die hier beschriebenen Prozesse 
legen die Entstehung eines eigenartigen osteuropäischen Kapitalismus 
nahe, der von den westeuropäischen Kapitalismen ebenso verschieden sein 
wird wie die gegenwärtigen ostasiatischen Varianten. 

4. Eine Marktwirtschaft oder moderner Kapitalismus? 

Werden diese Bastelei, diese Metamorphose von Organisationsformen und 
diese Anpassung von sozialen Bindungen zu demokratischen Marktwirt­
schaften führen? Das läßt sich noch nicht sagen. Aber funktionierende 
Märkte kommen eher durch trial and error zustande, und neue Chancen 
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lassen sich eher wahrnehmen und nutzen, wenn die Transformationspro­
zesse dezentralisiert verlaufen, als wenn sie der Gesellschaft als Großexpe­
riment aufgezwungen zu werden. Die wichtigere Frage ist, ob die weitest­
gehende Vermarktwirtschaftlichung aller Aspekte der Ökonomie das politi­
sche Ziel im gegenwärtigen Osteuropa sein sollte. Die Verfechter dieses 
Ziels leiden unter zwei analytischen Defiziten: zum ersten verwechseln sie 
ein mögliches Mittel mit dem Zweck; zum zweiten operieren sie in einem 
theoretischen Universum, in dem sich die Skala der Mechanismen zur Ko­
ordinierung moderner Wirtschaften auf die Dichotomie von »Staat vs. 
Markt« beschränkt. Sicher war es (zum ersten Punkt) ein Ziel der Ver­
marktwirtschaftlichung, die Produktionsprozesse zu modernisieren und die 
internationale Konkurrenzfähigkeit dieser lädierten Wirtschaften zu ver­
bessern. Indessen (zum zweiten Punkt) gibt es - wofür mehrere Richtungen 
in der neueren politischen Ökonomie einstehen - Sektoren, in denen die 
konkurrenzfähigsten Formen ökonomischer Koordinierung weder auf den 
Markt noch auf den Staat zurückgehen. Es handelt sich dabei um neue For­
men, deren alternative Funktionsweise wir erst zu verstehen und zu identi­
fizieren beginnen (unter vorläufigen Titeln wie »Netzwerke«, »Allianzen«, 
»Abmachungen zwischen Firmen« und dergleichen mehr; siehe bes. Boyer 
1991; Hollingsworth u.a. 1992; Powell 1990; Sabel 1993). Eine ausschließ­
liche Politik durchgängiger Vermarktung in allen Sektoren würde daher die 
internationale Konkurrenzfähigkeit behindern. 
Eine solche Tragödie ist solange wahrscheinlich, wie die theoretische De­
batte in einer Optik befangen bleibt, die den Triumph des Kapitalismus mit 
dem Triumph des Marktes verwechselt und allein die »Marktrevolutionen« 
Reagans und Thatchers wahrnimmt, während die realen Siege den indu­
striellen Reorganisationen in Deutschland und Japan zufielen, die weder 
marktförmig noch hierarchisch angelegt waren (siehe z.B. Nee 1993). Mo­
deme kapitalistische Wirtschaften sollten nicht auf einen einzigen konstitu­
tiven Faktor reduziert werden: Märkte sind nur ein Element aus einer Viel­
zahl koexistierender Koordinierungsmechanismen (Boyer 1991). Transfor­
mationsschemata, die ausschließlich auf einen einzigen Koordinierungs­
mechanismus zurückgreifen, wetteifern weniger mit dem existierenden Ka­
pitalismus, als daß sie ein Echo der Implementierung des Staatssozialismus 
sind, und bergen wie dieser die Gefahr in sich, jene dynamische Effizienz 

~ und Flexibilität zu opfern, die von der Vielfalt der Organisationsformen ab­
hängt. 
Einer Sozialtheorie, die Komplexität nur als funktionale Differenzierung 
oder vorübergehendes Nebeneinander der widersprüchlichen Prinzipien 
sich überlappender Systeme verarbeiten kann, wird diese Diversität organi­
satorischer Arrangements unstimmig erscheinen. Der Marxismus und die 
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Modernisierungstheorie sind gleichermaßen ungeeignet. Die osteuropäi­
schen Transformationen unserer Zeit sind nicht nur ein Laboratorium, um 
vorhandene Theorien zu überprüfen, sondern bieten auch eine Gelegenheit, 
neue Theorien der Komplexität zu entwickeln, um gesellschaftlichen Wan­
del zu verstehen und zu erklären. 
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